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Partnerschaft auf tönernen Füßen
Flucht und Migration stellen die europäisch-afrikanischen Beziehungen auf die Probe

Auf dem Valletta-Gipfel Ende 2015 trafen 
sich Vertreterinnen und Vertreter euro-
päischer und afrikanischer Staaten, um 
gemeinsame Strategien zu den Themen 
Flucht und Migration zu entwickeln. Aus-
löser war die „Flüchtlingskrise“, die die 
EU vor eine Zerreißprobe stellt. Eine en-
gere Partnerschaft zwischen EU und den 
Staaten der Afrikanischen Union schien, 
zumindest aus europäischer Perspektive, 
ein wirkungsvolles Instrument zu sein. Im 
Laufe der Konferenz zeigte sich jedoch der 
tiefe Graben zwischen den Wünschen und 
Zielen der beiden Lager.

Trotzdem gelang es, einen gemeinsamen 
Aktionsplan zu verabschieden. Die euro-
päische Seite gibt sich optimistisch und 
wertet ihn als Erfolg. Zu Recht?

Antonia Witt und Lydia Both entwirren 
in ihrem Beitrag die verschiedenen Stand-
punkte und Problemwahrnehmungen auf 
europäischer und auf afrikanischer Seite. 
Sie veranschaulichen, wie unterschiedlich 
mit den Themen Migration und Flucht 
umgegangen wird und nehmen die Be-
schlüsse unter die Lupe. Deutlich wird, 
wie zweischneidig viele Lösungsversuche 
sind, beheben sie doch unter Umständen 
ein Problem und produzieren gleichzei-
tig zwei neue.

Eine schnelle Abnahme von Flucht- 
und Migrationsbewegungen ist ange-
sichts der komplexen Problemlage kaum 
zu erwarten. Wertet man diesen Aktions-
plan allerdings als Anfang eines gemein-
samen Arbeits- und Denkprozesses, der 
in Zukunft auch Betroffene stärker ein-
bezieht, könnte er doch der Anstoß sein, 
die bisherigen afrikanischen und euro-
päischen Monologe konstruktiv zusam-
menzuführen. 	 Karin Hammer

1,37 Millionen Menschen haben in den ver-
gangenen 12 Monaten in der Europäischen 
Union (EU) einen Antrag auf Asyl gestellt. 
Nur etwa 15% davon kamen aus Subsahara-
Afrika.1 Die EU setzt dennoch auf eine Politik 
der Abschreckung und des Verantwortungs-
exports. Vor allem afrikanische Herkunfts- 
und Transitländer sollen Menschen frühzei-
tig daran hindern, an die Grenzen Europas zu 
gelangen. Dabei schreckt die EU nicht davor 
zurück, auch mit autoritär regierten Staaten 
wie dem Sudan und Eritrea zusammenzuar-
beiten. In sogenannten Migrationspartner-
schaften – die bisher mit fünf afrikanischen 
Staaten geschlossen wurden – sollen diese 
zukünftig von der EU vor allem finanziell 
unterstützt werden, etwa beim Training von 
Grenzbeamten und der Reintegration von 

abgeschobenen Geflüchteten. Partnerschaft 
ist für die EU zu einem strategischen Wort 
geworden. Denn Flucht und Migration, so 
etwa die EU-Außenbeauftragte Federica 
Mogherini, sollen in Zukunft als „win-win” 
gestaltet werden. 

Doch diese Partnerschaft steht auf töner-
nen Füßen, da die Wahrnehmung von Flucht 
und Migration bei europäischen und afrika-
nischen Regierungen höchst unterschiedlich 
ist. Während die EU die Migrationsbewe-
gungen vor allem als Problem wahrnimmt, 
das eingedämmt, zumindest aber kontrol-
liert werden muss, konzentriert sich die 
Afrikanische Union (AU) darauf, Migration 
vor allem positiv als Entwicklungschance zu 
sehen.2 Zu dem Sterben tausender Afrika-
nerinnen und Afrikaner im Mittelmeer hat 
die AU lange keine Stellung bezogen und es 
verpasst, Flucht und Migration für sich zu 
einem eigenen Thema zu machen. Und den-

Europa wird fast zwei Milliarden Euro überweisen, die afrikanischen Staaten sollen abgelehnte Asylsuchende und 
illegal eingewanderte Migranten zurücknehmen und die Fluchtursachen bekämpfen. Europa denkt über legale Mi-
gration und Mobilität nach, Afrika sichert Grenzen und wird unterstützt beim Kampf gegen irreguläre Migration, 
Schmuggel und Menschenhandel. Ein „win-win“-Ergebnis? 	 Foto: picture alliance/NurPhoto
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mokratie zu fördern. Schließlich droht eine 
von der EU diktierte Politik das Vertrauen 
und den Kooperationswillen der anderen 
afrikanischen Staaten langfristig aufs Spiel 
zu setzen. Aber auch die afrikanischen Staa-
ten brauchen die EU, nicht zuletzt um eigene 
Migrationspolitiken zu entwickeln und deren 
Umsetzung zu finanzieren. Das gilt allen vo-
ran für die Afrikanische Union, die bis heute 
in großem Maße von externen Geldgebern, 
insbesondere der EU, finanziert wird.

Doch reicht es aus, Positionen klarer zu for-
mulieren? Nein, denn wir zeigen in diesem 
Standpunkt auch, dass die bisher von beiden 
Seiten diskutierten Antworten auf Flucht und 
Migration erhebliche blinde Flecken aufwei-
sen: Es ist eine eindimensional und vor allem 
von Eliten geführte Debatte, die nicht nur 
die Betroffenen als Teilhabende ausschließt, 
sondern sich auch davor scheut, Fragen der 
Verantwortung klar zu benennen. Für eine 
ernsthafte Auseinandersetzung über eine zu-
künftige Politik, die tatsächlich „win-win” ist, 
braucht es also nicht nur klare Positionen und 

eine Bereitschaft zur Auseinandersetzung, 
sondern auch eine dauerhafte und inklusive 
Debatte jenseits großer Gipfeltreffen.4 

Im Folgenden wird zunächst kurz skizziert, 
wie Flucht- und Migrationsbewegungen 
auch afrikanische Staaten vor komplexe 
Herausforderungen stellen, die ganz eigene 
Problemwahrnehmungen, Prioritäten und 
Interessen mit sich bringen. Anschließend 
beschreiben wir zentrale Politikinstrumente, 
die bisher zur Bearbeitung von Flucht und 
Migration aus und innerhalb Afrikas entwi-
ckelt wurden. Im Anschluss daran werden 
wir fünf Konfliktlinien nachzeichnen, an-
hand derer die unterschiedlichen Problem-
wahrnehmungen und Interessen deutlich 
werden. Für ein umfassendes Verständnis 
der gegenwärtigen Konflikthaftigkeit des 
Themas bedarf es allerdings auch eines Bli-
ckes hinter die großen Politikbühnen. Un-
ter anderem basierend auf zivilgesellschaft-
licher Kritik diskutieren wir deshalb drei 
blinde Flecken der gegenwärtigen Debatte: 
1. sowohl die EU als auch die AU verstehen 

noch, afrikanische Staats- und Regierungs-
chefs und die AU kritisieren die europäische 
Abwehrpolitik und fordern eine Ausweitung 
legaler Migrationswege in die EU. Während 
die EU Migration also einzudämmen ver-
sucht, wollen sie Migration fördern. Darüber 
hinaus kritisieren sie, dass die internationale 
Staatengemeinschaft bisher wenig Geld und 
Aufmerksamkeit für die Flüchtlingskrisen 
innerhalb des afrikanischen Kontinents üb-
rig hatte. Staaten wie Äthiopien, Kenia oder 
der Tschad zählen seit Langem zu den welt-
weit wichtigsten Aufnahmestaaten. Sie sind 
mit Herausforderungen konfrontiert, die bei 
Weitem das übersteigen, was derzeit in Euro-
pa als Flüchtlingskrise bezeichnet wird.

Flucht und Migration legen also unter-
schiedliche Problemverständnisse und wi-
derstreitende Interessen zwischen Europa 
und Afrika offen. Sinnbildlich dafür war der 
von der EU einberufene EU-Afrika-Gipfel 
in Valletta, Malta im November 2015. Zwar 
verabschiedeten die über 60 eingeladenen 
Staats- und Regierungschefs einen Aktions-
plan und formulierten in einer Erklärung die 
Notwendigkeit einer gemeinsamen und von 
Solidarität, Partnerschaft und Verantwortung 
getragenen Antwort auf Flucht und Migrati-
on. Dennoch hätten die unterschiedlichen 
Positionen auf dem Gipfel kaum deutlicher 
sein können. Während die EU das Gipfeltref-
fen allgemein als einen erfolgreichen Dialog 
feierte, sahen viele afrikanische Regierungs-
vertreter darin eher einen Monolog der EU, 
dessen Ziel es war, einen von der EU geschrie-
benen Aktionsplan mit europäischen Priori-
täten zu verabschieden.3 

Um langfristig nachhaltige Lösungen zu 
finden, müssen die widerstreitenden Interes-
sen beider Seiten zunächst einmal anerkannt 
werden. Das erfordert eine deutliche Positi-
onierung, die lang- und kurzfristige Interes-
sen klar benennt, auch auf afrikanischer Seite. 
Denn beide Seiten brauchen einander: Ohne 
Kooperation mit den afrikanischen Staaten 
wird die EU keine regulierte Migrationspoli-
tik umsetzen können. Zählt sie dabei aber nur 
auf die Hilfe autoritär regierter Staaten wie 
dem Sudan oder Eritrea, die eine verstärkte 
Kooperation mit der EU instrumentalisieren, 
um ihr internationales Ansehen zu verbessern 
und die eigenen Sicherheitsdienste auszuwei-
ten, so unterläuft sie ihr langfristiges Ziel, die 
Lebensbedingungen für die Menschen nach-
haltig zu verbessern, und untergräbt den ei-
genen Anspruch, Menschenrechte und De-

Der Afrika-EU-Gipfel von Valletta, 11.-12. November 2015

Die Gemeinsame Afrikanische Perspektive für den Valletta-Gipfel
In ihrer gemeinsamen Position legten die afrikanischen Staats- und Regierungschefs 
folgende Prioritäten für den Afrika-EU-Gipfel in Valletta fest:

1.	 Förderung von Arbeitsmigration (inklusive Erleichterungen für Rücküberwei-
sungen)

2.	 Kampf gegen Menschenhandel und Schmuggel von Migrantinnen und Migranten
3.	 Internationaler Schutz
4.	 Erleichterung des Austausches von Waren und Dienstleistungen durch integ-

riertes, koordiniertes Grenzmanagement
5.	 Bildung und Förderung von Humankapital
6.	 Zusammenarbeit mit der Diaspora und Partnerschaften

Siehe: http://www.au.int/en/newsevents/19426/african-consultations-migration-nairobi-kenya 

Der Aktionsplan von Valletta
In einem gemeinsamen Aktionsplan einigten sich afrikanische und europäische Re-
gierungen auf 16 Initiativen in fünf Schwerpunktthemen. Im Februar 2017 soll eine 
erste Bilanz über die Implementierung gezogen werden. Die fünf Schwerpunktthe-
men umfassen:

1.	 Bekämpfung von Fluchtursachen und Förderung von Entwicklung durch Mi-
gration

2.	 Legale Migration und Mobilität
3.	 Internationaler Schutz und Asyl
4.	 Prävention und Kampf gegen irreguläre Migration, Schmuggel und Menschen-

handel
5.	 Rückführung, Rücknahme und Reintegration

Ein sogenannter EU Emergency Trust Fund wurde eingerichtet, über den 1,8 Milli-
arden Euro zur Förderung von Stabilität, besserem Migrationsmanagement und der 
Bekämpfung von Fluchtursachen zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Siehe: http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2015/11/12-valletta-final-docs/ 



HSFK-Standpunkte 4/2016 3

Flucht und Migration eindimensional, 2. die 
Debatte wird exklusiv von Eliten und Diplo-
maten geführt und 3. zentrale Fragen der 
Verantwortung werden ausgeklammert. Im 
Fazit plädieren wir schließlich dafür, Flucht 
und Migration als zentrale politische He-
rausforderungen der Zukunft und als poli-
tisches, das heißt umstrittenes Thema ernst 
zu nehmen. Dafür müssen sowohl die EU 
als auch die AU zukünftig klarer Position 
beziehen und Konflikte offen angehen. Bei-
de Seiten werden einander als Partner brau-
chen, selbst wenn sie unterschiedliche Inte-
ressen haben. Eine Politik der Abwehr und 
des Verantwortungsexports allein wird nicht 
ausreichen, um tatsächliche Partnerschaften 
aufzubauen, denn sie ist kurzfristig gedacht, 
missachtet afrikanische Interessen und setzt 
das gegenseitige Vertrauen aufs Spiel. Für 
eine Partnerschaft braucht es mehr als Gip-
feltreffen und bilaterale Abkommen. Damit 
zukünftige Antworten auf Migration und 
Flucht zu einer gewinnbringenden und an 
den Menschen orientierten Politik führen, 
müssen vor allem die Betroffenen aktiv in die 
Suche nach Lösungen eingebunden werden. 
Ihre Erfahrungen müssen gehört und ihre 
international verbrieften Rechte auf Schutz 
und Anerkennung ihrer Würde müssen ins 
Zentrum der Debatte gerückt werden.

Flucht und Migration in und  
aus Afrika

Laut dem Flüchtlingshilfswerk der Verein-
ten Nationen (UNHCR) kamen im Jahr 2015 
4,4 der weltweit 16,1 Millionen international 
Geflüchteten, also rund 27%, aus Subsahara-
Afrika.5 Während in Deutschland der Blick 
vor allem auf Flucht und Vertreibung aus 
Syrien und Afghanistan gerichtet ist, findet 
das Ausmaß der Flucht- und Migrations-
bewegungen auf dem afrikanischen Konti-
nent kaum Beachtung. Dabei nehmen viele 
afrikanische Staaten heute bereits weit mehr 
Flüchtlinge auf als selbst die europäischen 
Musterschüler. 29% der weltweit Geflüchte-
ten fanden 2015 innerhalb des afrikanischen 
Kontinents Zuflucht. Unter den zehn welt-
weit wichtigsten Aufnahmestaaten im Jahr 
2015 befinden sich fünf afrikanische Staaten: 
Äthiopien, Kenia, Uganda, die Demokra-
tische Republik Kongo und der Tschad. Acht 
der zehn weltweit größten Flüchtlingslager 
befinden sich auf dem afrikanischen Kon-

tinent. Uganda zum Beispiel wird am Ende 
des Jahres 2016 schätzungsweise 810.000 
Menschen aufgenommen haben, die aus den 
benachbarten Ländern Burundi, der Demo-
kratischen Republik Kongo und dem Süd-
sudan geflohen sind. Denn auch unter den 
weltweit zehn wichtigsten Herkunftsländern 
ist der afrikanische Kontinent mit sechs Staa-
ten vertreten: Somalia, Südsudan, Sudan, die 
Demokratische Republik Kongo, die Zen-
tralafrikanische Republik und Eritrea. Ne-
ben Flucht vor Krieg und Gewaltkonflikten 
findet eine nicht zu vernachlässigende inner-
afrikanische, meist subregionale, Arbeitsmi-
gration in wirtschaftlich stärkere Nachbar-
länder statt: in die Elfenbeinküste und nach 
Nigeria in Westafrika etwa, zwischen Kenia, 
Uganda und Tansania oder nach Südafrika. 
Flucht und Migration ist in Subsahara-Afrika 
also vor allem ein intra-regionales Phänomen: 
Die große Mehrheit der Betroffenen bleibt in-
nerhalb des Kontinents.6 Das bringt finanzi-
elle, logistische und politische Herausforde-
rungen für viele Staaten mit sich, aber auch 
das Gefühl, dass all diese Herausforderungen 
international bisher nicht ausreichend aner-
kannt wurden. Beim UN-Sondergipfel für 
Flüchtlinge und Migranten im September 
2016 betonten deshalb etwa die Delegationen 
von Djibouti, Mali und Uganda, welche An-
strengungen die Aufnahme und Integration 
von vor Gewalt in den Nachbarstaaten ge-
flüchteten Menschen für ihre Länder bedeu-
tet. Dabei erhofften sie sich mehr finanzielle 
Unterstützung aus den reichen Industriel-
ändern. Sie forderten eine gerechtere globale 
Verteilung der Lasten und eine internationa-
le Problemwahrnehmung, die den Tatsachen 
entspricht. In einem Interview kritisierte etwa 
der südafrikanische Innenminister, Malusi 
Gigaba, dass jahrzehntelange Flüchtlingskri-
sen auf dem afrikanischen Kontinent bisher 
kein Grund waren, internationale Sonder-
gipfel zu veranstalten. Für ihn ist damit klar, 
dass sowohl die Wahrnehmung von Proble-
men, als auch die vorgeschlagenen Lösungen 
einmal mehr globale Machtungleichheiten 
verdeutlichen.7 

Nichtsdestotrotz ist in den letzten Jahren 
auch die Anzahl der nach Europa geflüchte-
ten Afrikanerinnen und Afrikaner gestiegen. 
Von den im Jahr 2015 über das Mittelmeer 
geflüchteten Menschen kamen zwar nur 
10% vom afrikanischen Kontinent. Unter 
den zehn häufigsten Herkunftsländern sind 
dennoch fünf afrikanische Staaten: Eritrea, 

Flucht und Migration in und  
aus Afrika

Zielländer von Flucht und Migration
innerhalb der Region (65,6%) 
OECD-Länder (26%)

Anteil der in Afrika aufgenommenen welt-
weit Geflüchteten 
29% (Europa: 6%)

TOP 5-Aufnahmestaaten in Afrika (2015)
1. Äthiopien	 736.100
2. Kenia	 553.900
3. Uganda	 477.200
4. DR Kongo	 383.100
5. Tschad	 369.500
(Deutschland 	 316.100)

Die wichtigsten afrikanischen Herkunfts-
länder (2015)
1. Somalia	 1.120.000
2. Südsudan	 778.700
3. Sudan	 628.800
4. DR Kongo	 541.500
5. Zentralafrika- 
nische Republik	 471.100

Die größten Flüchtlingslager
Kakuma (Kenia): 	 185.550 (2015)
Hagadera (Kenia): 	 105.998 (2015)
Dagahaley (Kenia): 	 87.223 (2015)
Ifo (Kenia): 	 84.089 (2015)
Yida (Südsudan): 	 70.331 (2015)

Quellen: UNHCR, World Bank, EUSTAT
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Nigeria, Somalia, Marokko und der Sudan.8  
Trotz des Anstiegs der absoluten Zahlen 
kommt aber immer noch eine Minderheit 
der innerhalb der EU gestellten Asylanträge 
von Afrikanerinnen und Afrikanern. Dass 
der demografische Druck in vielen afrika-
nischen Gesellschaften die Mobilität der 
Menschen erhöht, ist unbestritten. Dass dies 
in Zukunft aber vor allem eine Bewegung 
nach Europa auslösen wird, ist im Moment 
eher Spekulation und widerspricht den bis-
herigen Entwicklungen.

Das Bild von Flucht und Migration in und 
aus Afrika ist also vielschichtig: Flucht vor 
Gewalt und Konflikten findet parallel zu ei-
ner steigenden Arbeitsmigration innerhalb 
des Kontinents statt und nur ein kleiner Teil 
dieser Bewegungen betrifft Europa. Afrika-
nische Staaten sind damit auch in vielfältiger 
Weise berührt: Sie sind Herkunfts-, Transit- 
und Aufnahmeländer, sie verlieren die am 
besten ausgebildeten Kräfte oder profitieren 
von Rückzahlungen durch Migranten. Sie 
alle sind dennoch damit konfrontiert, prak-
tische Lösungen zu entwickeln, nicht nur, 
wenn der politische Druck aus Europa steigt.

Die bisherige Politik im  
Überblick

Sowohl für Europa als auch für Afrika sind 
Flucht und Migration zu zentralen Heraus-
forderungen geworden, die nach länder
übergreifenden politischen Antworten ver-
langen. Aus diesem Grund sind sowohl die 
Europäische Union als auch die Afrikanische 
Union zu wichtigen Arenen und Akteuren 
geworden, in denen europäisch-afrikanische 
Antworten auf Flucht und Migration verhan-
delt werden. Auch in gemeinsamen Koope-
rationsabkommen haben beide Seiten Flucht 
und Migration zum Thema gemacht. Nichts-
destotrotz haben beide Organisationen bis-
her unterschiedliche Ansätze verfolgt, die 
divergierende Problem- und Verantwor-
tungsverständnisse sichtbar machen.

Die EU: Regulation durch  
Partnerschaften

Kerninteresse der EU ist es, die Migration 
nach Europa zu regulieren und einzudäm-
men, dabei aber jene Migrantinnen und 
Migranten aussuchen zu können, deren 

Qualifikationen auf dem europäischen Ar-
beitsmarkt gebraucht werden. Dafür setzt sie 
auf zwei Instrumente: bilaterale Abkommen 
mit nicht-EU Staaten (sogenannte Dritt-
staaten) sowie sub-regionale Dialogforen.

Seit 2005 bildet der sogenannte Gesamtan-
satz für Migration und Mobilität (Global Ap-
proach to Migration and Mobility, GAMM) 
die Grundlage der gemeinsamen europä-
ischen Asyl- und Einwanderungspolitik. Die-
se ist, wie in den einzelnen Mitgliedsstaaten 
auch, geprägt von einem zweischneidigen 
Interesse. Einerseits soll der europäische Ar-
beitsmarkt wettbewerbsfähiger werden, wo-
für es auch legale Zugänge für Migrantinnen 
und Migranten braucht. Andererseits gibt es 
sicherheitspolitische und nationale Interes-
sen, die dem entgegenstehen. Der Gesamt-
ansatz umfasst vier Ziele: 1. bessere Orga-
nisation legaler Migration und Mobilität; 2. 
Eindämmung und Verhinderung von irre-
gulärer Migration und Menschenhandel; 3. 
Maximierung der positiven Auswirkungen 
von legaler Migration und Mobilität auf die 
Entwicklung der Länder; sowie 4. Förderung 
von internationalem Schutz und Asylpolitik. 
Alle von der EU finanzierten und unternom-
menen Politiken sollen sich in diesen Rah-
men eingliedern.

Seit 2008 hat die EU sogenannte Mobili-
tätspartnerschaften mit verschiedenen Dritt-
staaten geschlossen, darunter die beiden 
nordafrikanischen Staaten Marokko und Tu-
nesien sowie die Kapverden. Diese Partner-
schaften dienen der verbesserten Kontrolle 
von Migrationsbewegungen. Dazu zählt auch 
die Kooperation bei Rückführungen und 
Abschiebungen von Migrantinnen und Mi-
granten, die keine Aufenthaltsgenehmigung 
in der EU erhalten haben und/oder illegal in 
die EU eingereist sind. Im Gegenzug werden 
mit den Partnerländern Visa-Abkommen 
abgeschlossen, damit deren Staatsbürger 
für bestimmte Arbeitszwecke legal in die EU 
emigrieren können.

Eine Vorstufe der Mobilitätspartnerschaf-
ten bilden seit Neustem die sogenannten 
Gemeinsamen Agenden zu Migration und 
Mobilität (Common Agenda on Migration 
and Mobility, CAMM), in denen sich die EU 
mit dem jeweiligen Partnerland auf Kernziele 
und -projekte einigt. Diese wurden bisher 
mit Nigeria und Äthiopien geschlossen. Sie 
schließen noch keine Visaabkommen ein, 
umfassen aber finanzielle Unterstützung 
durch die EU für die Eindämmung von irre-

gulärer Migration und die Bekämpfung von 
Fluchtursachen. 

Im Juni 2016 stellte die EU-Kommission ihr 
Vorhaben sogenannter Migrationspartner-
schaften mit Herkunfts- und Transitländern 
vor. Diese Abkommen zielen kurzfristig da-
rauf ab, irreguläre Migration durch verbes-
serte Grenzkontrollen und die Bekämpfung 
von Schmugglern einzudämmen, aber auch 
Rückführungen von illegal Eingereisten zu 
erleichtern. Langfristig sollen durch zusätz-
liche Investitionen und Entwicklungshilfen 
die Ursachen für irreguläre Migration be-
kämpft werden. Bis November 2016 wurden 
bereits mit fünf afrikanischen Staaten – Sene-
gal, Mali, Nigeria, Niger und Äthiopien – sol-
che Migrationspartnerschaften geschlossen.

Zusätzlich zu den Abkommen mit einzelnen 
Herkunftsstaaten lancierte die EU im Jahr 
2006 den sogenannten Rabat-Prozess, ein 
Dialog auf regionaler Ebene zwischen der EU 
und den Mitgliedern der Westafrikanischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) ent-
lang der westlichen Migrationsroute (über 
Senegal, Mauretanien und Marokko). Kern 
des inter-regionalen Dialogs ist es, irreguläre 
Migration zu verhindern und das Grenz-
management der westafrikanischen Dialog-
partner zu verbessern. Im Jahr 2014 wurde 
mit dem sogenannten Khartum-Prozess ein 
ähnlicher regionaler Dialog ins Leben geru-
fen, dieses Mal zwischen der EU und Ländern 
am Horn von Afrika. Ziel dieses Prozesses ist 
es vor allem, illegalen Menschenhandel und 
Schmuggel von Migrantinnen und Migranten 
entlang der ostafrikanischen Migrationsroute 
gemeinsam zu bekämpfen. Hier ist mittler-
weile die Kommission der Afrikanischen Uni-
on als Beobachter in den Prozess involviert.

Die AU: Zwischen Vorreiter und 
Schweigen

Schon in den 1960er Jahren waren Flucht 
und Asyl ein Kernthema für die kontinentale 
Organisation, die damals noch Organisation 
für Afrikanische Einheit (Organisation for 
African Unity, OAU) hieß. In der 1969 ver-
abschiedeten afrikanischen Flüchtlingskon-
vention verpflichteten sich die afrikanischen 
Staaten, Flüchtlingen uneingeschränkt Asyl 
zu gewähren und sich an den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung (non-refoulement) zu 
halten. Dies war vor allem eine Antwort auf 
große Fluchtbewegungen aus den noch un-



HSFK-Standpunkte 4/2016 5

ter kolonialer Herrschaft stehenden Gebie-
ten im südlichen Afrika und verdeutlichte 
so die gefühlte moralische Verpflichtung zu 
innerafrikanischer Solidarität. Im Vergleich 
zu der 1951 verabschiedeten Genfer Flücht-
lingskonvention enthielt die OAU-Konven-
tion außerdem eine wesentlich umfassendere 
Definition des Begriffs ‘Flüchtling’, also jener 
Personengruppe, die laut Konvention ein An-
recht auf Schutz hat. Diese Entwicklungen 
waren international ein Novum und gaben 
dem afrikanischen Kontinent eine Vorreiter-
rolle in der Ausgestaltung des internationalen 
Flüchtlingsrechts.

Diese Zeiten sind allerdings lange vorbei. 
Seit ihrer Gründung im Jahr 2002 hat die 
Afrikanische Union den Themen Flucht und 
Migration insgesamt nur wenig Aufmerk-
samkeit geschenkt. In Vorbereitung auf den 
Afrika-EU-Gipfel zu Migration und Entwick-
lung in Tripoli 2006 verabschiedeten die afri-
kanischen Staats- und Regierungschefs erst-
mals eine gemeinsame Position zu Migration 
und Entwicklung sowie ein Programm zur 
entsprechenden Umsetzung. Dabei legten 
sie den Fokus auf inner-afrikanische Migra-
tion und betonten deren Bedeutung für die 
ökonomische Entwicklung des Kontinents. 
So wurde die AU etwa damit beauftragt, ein 

afrikanisches Äquivalent zum europäischen 
Schengenabkommen zu entwerfen, durch 
das Freizügigkeit auf dem Kontinent ge-
währt und somit Arbeitsmigration erleich-
tert werden soll.

Darüber hinaus beschlossen die afrika-
nischen Staats- und Regierungschefs im Jahr 
2009 aber auch eine Konvention zum Schutz 
von sogenannten intern Vertriebenen (inter-
nally displaced persons, IDPs). Auch dies war 
wieder ein Novum: Zum ersten Mal wurde 
ein international verbindliches Rechtsdoku-
ment zum Schutz von IDPs verabschiedet.

Erst durch die gestiegene mediale Auf-
merksamkeit und die Bilder von Flucht und 
Tod im Mittelmeer beschäftigte sich die AU 
auch mit Fluchtbewegungen nach Europa. 
Im Mai 2015 erklärte die Kommissionsprä-
sidentin der AU, Nkosazana Dlamini-Zuma, 
dass alles unternommen werden müsse, um 
jene Gründe zu beseitigen, die vor allem 
junge Afrikanerinnen und Afrikaner in die 
Flucht treiben. Auch der AU-Kommissar 
für Soziale Angelegenheiten, Mustapha Si-
diki Kaloko, betonte, dass aus Sicht der AU 
Flucht und Migration langfristige Heraus-
forderungen sind. Für die AU bedeutet das 
vor allem die Förderung von Sicherheit, 
guter Regierungsführung und Beschäfti-

AU-EU Kooperation zu  
Migration und Mobilität

AU und EU verbindet seit 2007 ein um-
fangreiches Kooperationsprogramm, das 
auch einen inter-kontinentalen Dialog 
zu Migration und Mobilität beinhaltet. 
Dieser findet auf verschiedenen Arbeits-
ebenen statt, war bisher aber stark von 
der EU dominiert. Die Ungleichheit der 
Dialogpartner zeigt sich vor allem an der 
Anzahl der daran beteiligten Menschen: 
Während in der AU drei hauptamtliche 
Mitarbeiter das Thema Migration bear-
beiten, sind es allein auf Seiten der EU-
Kommission mehrere Dutzend. Auch 
sind hier einzelne Mitgliedstaaten we-
sentlich dominanter in die Ausgestaltung 
der Partnerschaft eingebunden. Dennoch 
wurde der inter-kontinentale Dialog bis-
her für verschiedene Initiativen genutzt. 
Neben der Einrichtung eines Instituts 
für Rücküberweisungen (Institute for 
Remittances), das Geldtransfers durch 
Migrantinnen und Migranten erleich-
tern soll, geht es hierbei vor allem um 
die Kooperation beim Grenzschutz und 
bei der Ursachenbekämpfung von irre-
gulärer Migration. Zuletzt wurde beim 
gemeinsamen Gipfel im Jahr 2014 die 
sogenannte Africa-EU Joint Declarati-
on on Migration and Mobility sowie ein 
gemeinsamer Aktionsplan für die Jahre 
2014-2017 verabschiedet.
Aktionsplan der EU-Afrika Kooperation für 2014-
2017 inklusive des Dialogs zu Migration und Mo-
bilität: http://bit.ly/2iufops (10.12.16).

Quelle: Eigene Grafik nach EUSTAT, Asylum Quarterly Report; die Jahreszahlen beziehen sich immer auf die vergangenen 12 
Monate gemessen im 3. Quartal
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gung in den von Flucht am meisten betrof-
fenen Ländern.9Allein im Jahr 2016 hielt der 
Friedens- und Sicherheitsrat der AU drei 
thematische Sondersitzungen ab, die sich 
mit Flucht, Vertreibung sowie den Rechten 
von geflüchteten Kindern beschäftigten. Be-
reits im Oktober 2014 wurde die sogenannte 
AU-Horn von Afrika-Initiative gestartet, ein 
Kooperationsforum zur Bekämpfung von 
Menschenhandel und Schlepperei zwischen 
Ägypten, Eritrea, Äthiopien und dem Sudan. 
Darüber hinaus blieb es allerdings bei sym-
bolischen Akten - etwa bei der im Mai 2015 
veranstalteten Trauerzeremonie am Haupt-
sitz der AU in Addis Abeba zu Ehren der im 
Mittelmeer verstorbenen Menschen.

In afrikanischen Medien und Blogbeiträ-
gen wurden die sehr zögerlichen und vor-
nehmlich deklaratorischen Reaktionen der 
AU kritisiert. Nicht nur das lange Schwei-
gen der Staats- und Regierungschefs, son-
dern auch das Ausbleiben einer klaren Be-
nennung der Missstände, insbesondere der 
Fluchtursachen und ihren Verantwort-
lichen, wurde vielfach angeprangert. Die 
ghanaische Journalistin Elizabeth Ohene 

etwa fasste den Unmut vieler zusammen: 
„Alle haben etwas zu sagen gehabt, nur die 
afrikanischen Führer nicht, deren Bürge-
rinnen und Bürger den Großteil derer aus-
machen, die dafür sterben, nach Europa zu 
gelangen.”10 Und auch die beninische Zei-
tung La Nouvelle Tribune sparte nicht an 
offener Kritik: „Die Afrikanische Union ist, 
obwohl sie klar von diesen Dramen betrof-
fen ist, mal wieder abwesend. Eine bedau-
erliche Situation, die viele Afrikaner dazu 
bringt sich zu fragen: ‚Warum brauchen wir 
diese AU?’ Falls Sie eine Antwort darauf ha-
ben, lassen Sie es uns bitte wissen.”11

Auch die Afrikanische Kommission für 
Menschenrechte und Rechte der Völker (Af-
rican Commission for Human and Peoples’ 
Rights, ACHPR) beklagte in einer Stellung-
nahme im Mai 2015 das Schweigen afrika-
nischer Staaten angesichts des Sterbens im 
Mittelmeer. Sie forderte die Afrikanische 
Union dazu auf, Verantwortung zu über-
nehmen und alle notwendigen Maßnah-
men einzuleiten, den Missständen ein Ende 
zu setzen und auf die Notlage der Menschen 
zu reagieren.12 

Auf ihrem Gipfeltreffen im Juni 2015 be-
schlossen die afrikanischen Staats- und Re-
gierungschefs erneut Freizügigkeit auf dem 
Kontinent zu fördern und Menschenschmug-
gel gemeinsam zu bekämpfen. Für sie war 
es aber ebenso wichtig darauf hinzuweisen, 
dass die Ursache der jüngsten Krise auf dem 
Mittelmeer auch eine Folge der anhaltenden 
Instabilität in Libyen und der sich daraus er-
gebenden Destabilisierung der gesamten Sa-
hel-Region war. Dies war ein diplomatischer 
Fingerzeig auf all jene, die, aus afrikanischer 
Sicht, vorschnell und unrechtmäßig die NA-
TO-Intervention und den Sturz des libyschen 
Präsidenten Muammar Gaddafis im Jahr 
2011 unterstützt und dabei die weiteren Fol-
gen für die Region vernachlässigt hatten. Be-
reits hier wird deutlich, dass europäische und 
afrikanische Positionen nicht nur in Bezug 
auf Politikformate und Prioritäten divergie-
ren. Vielmehr ist die Suche nach adäquaten 
Antworten auf Flucht und Migration auch 
verbunden mit Fragen nach Ursachen und 
Verantwortung. Dies macht die Suche hoch 
politisch und umstritten, selbst wenn es die 
diplomatische Sprache der Protagonisten 
manchmal zu verschleiern vermag.

Fest steht: Beide Seiten, die europäische und 
die afrikanische, erkennen, dass Flucht und 
Migration Herausforderungen darstellen, die 
nur in Kooperation gestaltet werden können. 
Und dennoch, weder diese gegenseitige Ab-
hängigkeit noch die öffentliche Bekräftigung 
des gemeinsamen Ziels einer partnerschaft-
lichen Arbeit können verhindern, dass Flucht 
und Migration essenziell politische Fragen 
an den Tag bringen, hinter denen sich un-
terschiedliche Interessen, Problemverständ-
nisse und Prioritäten verbergen.

Entwicklung durch oder gegen 
Migration?

Sowohl die EU als auch die AU erkennen an, 
dass Migration und Entwicklung eng zusam-
menhängen. Aber während die EU durch 
Entwicklungshilfe die Ursachen von Flucht 
und Migration bekämpfen will, möchte die 
AU Migration fördern, weil es zur Entwick-
lung der Herkunftsländer beiträgt. Dabei legt 
die AU den Fokus vor allem auf finanzielle 
Rücküberweisungen (remittances) von Mi-
granten. Ähnlich wie die EU bei der Schaf-
fung legaler Migrationsmöglichkeiten nach 
Europa vor allem gut ausgebildete Migran-

      

 

 

 

      

 

Südsudan 
Im Jahr 2015 sind 162.100 Menschen aus 
dem Südsudan aufgrund des 
erstarkenden Konflikts geflohen, etwa ins 
äthiopische Pugnido oder nach Kakuma 
in Kenia. Kein Land außer Syrien und 
Burundi hat eine so große Zahl an 
Flüchtlingen. Dabei sind 1,6 Millionen 
Menschen als Binnenvertriebene im 
Südsudan geblieben. 

Nigeria 
2,2 Millionen Binnenflüchtlinge hat 
die Gewalt von Boko Haram in 
Nigeria hervorgebracht. Über 
200.000 Menschen sind außerdem 
nach Kamerun, in den Tschad und 
nach Niger geflohen. 

Somalia 
Nach zwei Jahrzehnten 
Bürgerkrieg stellt Somalia das 
Land mit der größten 
Flüchtlingskrise in Afrika dar – 
und mit der drittgrößten 
weltweit. Viele fliehen in die 
grenznahen Flüchtlingslager im 
kenianischen Dadaab. 

Zentralafrikanische Republik 
2015 allein veranlasste der 
anhaltende Konflikt 85.000 
Menschen das Land zu verlassen. 
Damit stieg die Zahl der Flüchtlinge 
aus der Zentralafrikanischen 
Republik auf insgesamt 471.100. 

Burundi 
221.600 Menschen sind seit 
den Unruhen rund um die 
Präsidentschaftswahlen 2015 
aus Burundi geflohen. Viele 
kommen in den 
Flüchtlingslagern in Tansania 
unter. 

Subsahara-Afrika 
Subsahara-Afrika beherbergt insgesamt 4,4 
Millionen Geflüchtete. Äthiopien, Kenia und 
Uganda nehmen davon die meisten auf. Acht 
der zehn größten Flüchtlingslager weltweit 
befinden sich in Afrika. 
 

Flucht in Subsahara-Afrika 

 Wichtigste Herkunftsländer von 
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen 

  Wichtigste Aufnahmeländer 

 Wichtigste Herkunfts- und 
Aufnahmeländer 

 

Flucht in Subsahara-Afrika

Quelle: Eigene Grafik nach  
UNHCR. Karte erstellt mit  
www.mapchart.net.
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tinnen und Migranten anziehen möchte, setzt 
auch die AU auf die Zusammenarbeit mit gut 
ausgebildeten und finanziell starken Diaspo-
ra-Angehörigen. Laut Weltbank sind im Jahr 
2015 34,8 Milliarden USD an Rücküberwei-
sungen nach Subsahara-Afrika geflossen. Sie 
sind die andere Seite von Migration, denn 
für viele afrikanische Staaten - etwa Liberia 
und Gambia – machen sie heute mehr als 
ein Viertel des Bruttosozialproduktes aus.13 

Es gibt also ein genuines Interesse, Migration 
zu legalisieren und Geldtransferkosten zu re-
duzieren. Das Geld unterstützt nicht nur die 
Familien der Migrantinnen und Migranten; 
auch Regierungen werden dadurch entlastet, 
selbst für die Entwicklung ihrer Länder zu 
sorgen. In ihrer gemeinsamen Position für 
das Gipfeltreffen in Valletta haben die afrika-
nischen Staaten deshalb auch die Förderung 
von Arbeitsmigration zur höchsten Priorität 
gemacht. Ebenfalls betont haben sie die För-
derung von Bildung und Humankapital so-
wie eine verbesserte Zusammenarbeit mit der 
afrikanischen Diaspora. Auch die während 
eines Treffens zur Umsetzung des Aktions-
plans von Valletta festgelegten afrikanischen 
Prioritäten für 2016 verdeutlichen diesen Fo-
kus: Rücküberweisungen, Arbeitsmigration 
und die Diaspora stehen hier ganz oben auf 
der Prioritätenliste.

Die EU erkennt das Entwicklungspotenzial 
von Migration an und unterstützt zum Bei-
spiel das Afrikanische Institut für Rücküber-
weisungen. Dennoch wird hier die Idee von 
Entwicklung durch Migration einer anderen 
nachgestellt: dass Entwicklungszusammenar-
beit dazu genutzt werden muss, Flucht- und 
Migrationsursachen zu bekämpfen, etwa 
durch die Schaffung von Beschäftigungsmög-
lichkeiten in Afrika, vor allem für die afrika-
nische Jugend. Außerdem liegt für die EU das 
Entwicklungspotenzial von Migration in der 
Rückkehr von Migrantinnen und Migranten 
selbst, nicht nur in der ihres Geldes.

Während also für die AU Migration zur 
Entwicklung beiträgt, beugt aus Sicht der EU 
Entwicklung vielmehr Migration vor. Auch 
wenn dies kein offener Konflikt ist und vor-
dergründig Konsens in Bezug auf den Nexus 
zwischen Migration und Entwicklung be-
steht, sind die unterschiedlichen Verständ-
nisse beider Seiten dennoch deutlich. Die 
Konsequenz aus der jeweiligen Argumen-
tation ist zentral für die Zusammenarbeit: 
denn entweder wird Migration als Problem 
bekämpft oder als Potenzial gefördert. So fällt 

auch das Abschlussdokument des Valletta-
Gipfels in Bezug auf die kausale Verbindung 
von Migration und Entwicklung recht vage 
aus: Beide Partner erklären lediglich, das 
Thema Migration in ihren Entwicklungsstra-
tegien zukünftig zu berücksichtigen.

Die Karte der Migration:  
Wichtige und unwichtige Routen 

Ebenfalls divergierende Haltungen gibt es 
hinsichtlich der Frage, welche Flucht- und 
Migrationsrouten eigentlich relevant sind. 
Während die EU nur die für sie bedrohlichen 
Routen und Herkunftsländer anerkennt, hebt 
die AU hervor, dass andere Migrationsrou-
ten innerhalb Afrikas sowie jene von Afrika 
in andere Regionen als Europa ebenso wich-
tig sind. Gerade angesichts des im Vergleich 
zu innerafrikanischer Migration wesentlich 
geringeren Ausmaßes von Flucht- und Mi-
grationsbewegungen nach Europa stößt die 
einseitige Fokussierung der EU bei ihren 
afrikanischen Partnern auf Kritik. Darüber 
hinaus ist die AU darum bemüht, als konti-
nentale Organisation auch eine gemeinsame 
kontinentale Perspektive zu fördern. Damit 
müssen nicht nur alle für den Kontinent re-
levanten Dimensionen von Flucht und Mi-
gration beachtet werden. Vielmehr sollen 
auch alle afrikanischen Staaten in die Ausge-
staltung der AU-Politik einbezogen werden.

Mit ihren bilateralen Migrationspartner-
schaften und den sub-regionalen Dialogfo-
ren für Westafrika und das Horn von Afri-
ka trägt die EU genau zum Gegenteil bei. 
Sie zerlegen die Karte afrikanischer Flucht- 
und Migration entlang einer von der EU 
bestimmten Relevanz. So wird zum Beispiel 
im Khartum-Prozess mit ostafrikanischen 
Staaten das Ziel verfolgt, Menschenhandel 
und Schmuggel entlang der ostafrikanischen 
Route zu verhindern. Faktisch aber fokus-
siert der Prozess lediglich auf die Route von 
Ostafrika nach Europa. Damit werden sämt-
liche andere Migrations- und Schmuggel-
wege aus Ostafrika, zum Beispiel vom Horn 
von Afrika auf die arabische Halbinsel oder 
nach Südafrika, völlig ausgeblendet.

So wurde von afrikanischer Seite auch der 
Gipfel von Valletta kritisiert, denn hierzu 
hatte die EU nur Vertreterinnen derjenigen 
Länder eingeladen, die entlang der für Eu
ropa wichtigen Routen liegen. Das unter-
miniert nicht nur den Versuch der AU, eine 

Wirtschaftsfaktor  
Rücküberweisungen

2015 wurden weltweit 601 Milliarden US-
Dollar an Geld verschickt – über offizi-
elle Transferwege. Diese Geldsendungen 
sind wahrscheinlich noch deutlich höher, 
da viele Überweisungen auf inoffiziellen 
Wegen vollzogen werden. Entwicklungs-
länder erhalten etwa 441 Milliarden Dol-
lar. Diese Summe ist dreimal so hoch 
wie die der offiziellen Entwicklungshil-
fegelder. Die Kosten für Überweisungen 
sind in Subsahara-Afrika und im Pazifik 
am höchsten. Das meiste Geld wird in-
nerhalb einer Region verschickt, kommt 
also nicht aus Europa: Unter den zehn 
wichtigsten Ländern, aus denen Geld in 
Länder in Subsahara-Afrika überwiesen 
wird, befinden sich ausschließlich afri-
kanische Länder.
World Bank Group: Migration and Remittances 
Factbook 2016. Third Edition, S. v und S. 52f (http://
bit.ly/1NIYeJX) (9.11.16).
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gemeinsame afrikanische Politik zu entwi-
ckeln. Auch wurden so Flucht- und Migra-
tionsbewegungen etwa im südlichen Afrika 
zu zweitrangigen Phänomenen degradiert. 
Sie werden dadurch international wesentlich 
weniger wahrgenommen und verschwinden 
vom Radar internationaler Geldgeber.

Grenzkontrollen versus  
kontinentale Integration

Grenzkontrollen sind für die EU ein wich-
tiges Mittel im Kampf gegen irreguläre Mi-
gration, Schmuggel und Menschenhandel. 
Die AU strebt hingegen an, interkontinen-
tale Grenzen abzubauen, um so den freien 
Verkehr von Gütern, Dienstleistungen und 
Arbeitnehmern zu ermöglichen.

Zum Erreichen ihrer Ziele unterstützt die 
EU den Grenzaufbau in von irregulärer Mi-
gration betroffenen Staaten, etwa durch Lie-
ferung technischen Zubehörs und Ausbil-
dung von Grenzbeamten. Gerade Staaten 
entlang der Migrationsrouten nach Euro-
pa erhalten diese Unterstützung. Im Rah-
men des seit des Valletta Gipfels in Kraft 
getretenen EU Emergency Trust Fund sollen 
Grenzaufbauprojekte zum Beispiel auch im 
Sudan und in Eritrea gefördert werden. Wäh-
rend der amtierende Präsident des Sudans, 
Omar Hassan al-Bashir, vom Internationalen 
Strafgerichtshof wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen ange-
klagt ist, gilt Eritrea mit seiner repressiven 
Diktatur und seinem de facto unbegrenzten 

Militärdienst als das ‘Nordkorea Afrikas’. 
Eine Unterstützung solcher Länder beim 
Aufbau von Grenzen ist höchst zweifelhaft.

Nicht nur in der deutschen Öffentlich-
keit wurde diese Politik jüngst scharf kriti-
siert. Durch die technische Unterstützung, 
Zusammenarbeit mit und Materialliefe-
rungen an Polizeikräfte autoritärer Staaten 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass die-
se Hilfe am Ende kontraproduktiv ist und 
die menschenrechtswidrigen Aktivitäten, 
eventuell sogar die Verstrickung staatlicher 
Behörden in den Menschenhandel, begün-
stigt. Auch afrikanische zivilgesellschaft-
liche Organisationen – darunter etwa die 
Malische Assoziation der Abgeschobenen 
(Association malienne des expulsés, AME) 
– kritisieren die Politik der EU scharf, weil 
sie bereits jetzt in vielen afrikanischen Staa-
ten eine regelrechte Jagd auf Migrantinnen 
und Migranten ausgelöst hat. AME hatte 
die afrikanischen Staats- und Regierungs-
chefs dazu aufgefordert, auf dem Gipfel in 
Valletta diese Form der Migrationskontrolle 
klar abzulehnen.

Doch im Gegensatz dazu kritisiert die AU 
den von der EU geförderten Grenzaufbau 
kaum, denn die eigenen Mitgliedsstaaten als 
undemokratisch anzuprangern oder Men-
schenrechtsverletzungen gegen Migranten 
in Afrika zu benennen, kommt immer noch 
einem Tabu gleich. Dennoch wird die Eu-
phorie der EU hinsichtlich verbesserter 
Grenzkontrollen nicht wirklich geteilt. Zum 
einen warnte etwa die AU-Kommissionsprä-
sidentin in Valletta vor einer Militarisierung 

bei der Bekämpfung irregulärer Migration. 
Viel wichtiger aber ist, zum anderen, dass 
ausgeweitete Grenzkontrollen die kontinen-
tale Integration, die unter anderem durch 
Bewegungsfreiheit von Personen, Gütern 
und Dienstleistungen erzielt werden soll, 
behindern. Grenzen werden daher eher aus 
Entwicklungs- denn aus Sicherheitsperspek-
tive betrachtet. So forderten auch die afrika-
nischen Staaten auf dem Gipfel von Valletta, 
mehr in integriertes koordiniertes Grenzma-
nagement zu investieren, dessen Ziel es aber 
sein soll, den freien Austausch von Waren 
und Dienstleistungen zu erleichtern, nicht 
Bewegung einzudämmen.

Schon im Abuja-Abkommen zur Etablie-
rung der Afrikanischen Wirtschaftsgemein-
schaft (African Economic Community, ECA) 
von 1991 wurde kontinentale Bewegungs-
freiheit als längerfristiges Ziel genannt. Ge-
rade in den letzten Jahren wurde dies immer 
wieder betont. Auf dem AU-Gipfeltreffen im 
Juli 2016 wurde schließlich der elektronische 
Afrika-Pass lanciert, der bis 2020 auf dem ge-
samten Kontinent gelten soll.14 Auf sub-regi-
onaler Ebene wird Bewegungsfreiheit schon 
länger praktiziert, so etwa in Westafrika: Seit 
1980 gilt innerhalb der Westafrikanischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS ein Pass, 
der den Bürgerinnen und Bürgern der Region 
Bewegungsfreiheit garantiert.

Aus Sicht der AU stellt der Ausbau von 
Grenzkontrollen also weniger aufgrund der 
möglichen Unterstützung autoritärer Regime 
ein Problem dar. Vielmehr steht er im Wider-
spruch zu dem allgemein formulierten und 
von der EU ebenfalls geförderten Ziel konti-
nentaler Integration und damit dem Ab- statt 
des Aufbaus von Grenzen.

Rückführungen und  
Rückübernahmen

Abkommen zu Rückführungen und Rück-
übernahmen von illegal Eingereisten sind 
seit Anbeginn ein für die EU zentrales The-
ma im Dialog mit der Afrikanischen Union, 
die diesem allerdings skeptisch gegenüber-
steht. Rückführungsabkommen werden von 
der EU oder einzelnen EU-Mitgliedsstaaten 
bilateral mit Drittstaaten geschlossen. Das 
Konzept der Migrationspartnerschaften sieht 
dafür explizit positive und negative Anreize 
vor: Kooperierende Staaten können mit Vi-
saerleichterungen, Handelspräferenzen und 

Quelle: Eigene Grafik nach EUSTAT, Asylum Quarterly Report; die Jahreszahlen beziehen sich immer auf die vergangenen 12 
Monate gemessen im 3. Quartal



HSFK-Standpunkte 4/2016 9

Festung Europa

„The problem that we are facing today is 
in part because some countries in Europe 
have taken a fortress approach. There is 
no part of the world that can be a fortress. 
We should be open to legal migration.“
Nkosazana Dlamini-Zuma, Präsidentin der AU-
Kommission, Rede während des EU-Afrika-Gip-
fels in Valletta, Malta, 11./12.11.15. http://bit.
ly/2iDA0vF (10.12.16).

mehr Entwicklungshilfe rechnen, andere 
werden bestraft. Der Erfolg dieser Partner-
schaften soll in steigenden Zahlen rückge-
führter Migranten gemessen werden.

Seitens der AU und einiger ihrer Mitglieds-
staaten stößt dies allerdings auf heftige Ge-
genwehr. So stellt sich etwa die Frage, wer für 
die Rückübernahme verantwortlich ist – ge-
rade dann, wenn die von einer Rückführung 
Betroffenen keinen Pass besitzen und das 
Herkunftsland damit nicht klar bestimmbar 
ist. Auch sind die Kosten ungleich verteilt: 
Im Gegensatz zur Rückführung selbst zieht 
die Reintegration unvorhersehbare und län-
gerfristige Kosten mit sich. Zusätzliche He-
rausforderungen ergeben sich etwa daraus, 
dass Rückführungen sozial stigmatisiert sind 
und sich lokale Gemeinschaften gegen Re-
integrationen wehren. Es geht aber auch um 
die Frage, wie die Rechte der Betroffenen ge-
schützt werden können und ob in allen Fäl-
len das Asylverfahren wirklich gänzlich aus-
geschöpft wurde.

Die AU bevorzugt deshalb freiwillige Rück-
führungen – also solche, denen die Migran-
tinnen und Migranten zustimmen. Diese 
seien nachhaltiger, da die Betroffenen nicht 
erneut versuchen würden, illegal in die EU 
einzureisen. Die EU wiederum argumentiert, 
dass freiwillige Rückführungen nur dann 
realistisch sind, wenn eine ernsthafte und 
glaubhafte Aussicht auf (unfreiwillige) Ab-
schiebung besteht. Außerdem strebt die EU 
danach, die Schutzbedürftigkeit schnell nach 
Ankunft der Migrantinnen und Migranten 
feststellen zu können - eine Praxis, die derzeit 
an sogenannten Hot Spots in Küstenorten 
Italiens und Griechenlands umgesetzt wird. 
Von afrikanischer Seite wird angezweifelt, 
dass damit eine klare Identifizierung und 
damit auch Zuständigkeit eines Herkunfts-
landes für die Wiederaufnahme möglich ist. 
Die Kommissionspräsidentin der AU sowie 
einige afrikanische Staatschefs haben au-
ßerdem den Vorschlag der EU vehement 
abgelehnt, sogenannte Auffangzentren auf 
dem afrikanischen Kontinent zu errichten: 
Sie seien de facto Gefangenenlager, die eine 
ernsthafte Verletzung der Menschenrech-
te bedeuteten und Migrantinnen und Mi-
granten erneut zu Opfern machten, sagte 
Nkosazana Dlamini-Zuma in Valletta.

Dass Rückführungen und Rückübernah-
men großes Konfliktpotenzial bergen, zeigte 
sich einmal mehr während des Gipfels in 
Valletta, bei dem gerade in Bezug auf diesen 

Punkt bis spät in die Nacht verhandelt wurde. 
Am Ende wurde das Thema als letzter Punkt 
in den Aktionsplan aufgenommen und an-
geregt, weitere Verhandlungen zu führen.

Legale Migrationswege:  
nur leere Versprechen?

Sowohl in Afrika als auch in Europa ist der 
demografische Wandel eine ökonomische 
und gesellschaftliche Herausforderung, der 
durch geförderte Migration begegnet wer-
den könnte. Afrikanische Arbeitsmärkte 
würden entlastet werden, wenn Teile der 
jungen Bevölkerung, die oft besonders von 
Arbeitslosigkeit betroffen ist, im Ausland 
Beschäftigung finden könnten. Deren Rück-
überweisungen würden außerdem einen we-
sentlichen Beitrag zur nationalen Ökonomie 
leisten. Die alternde Gesellschaftsstruktur in 
Europa hingegen kann gut junge Menschen 
gebrauchen, trotz aller Herausforderungen 
bei der Integration. Nichtsdestotrotz ist die 
Förderung legaler Migration ein weiterer 
Konfliktpunkt zwischen AU und EU: Die 
AU wirft der EU vor, das Thema der Ar-
beitsmigration von Afrika nach Europa zu 
marginalisieren. 

Bei den wenigen Möglichkeiten, die bis-
her für legale Migration geschaffen wurden, 
stehen europäische Interessen stark im Vor-
dergrund. Der EU geht es hierbei um ihre 
internationale Wettbewerbsfähigkeit. Nur 
wirklich Hochqualifizierte erhalten durch die 
sogenannte Blaue Karte die Möglichkeit, zu 
Arbeitszwecken in die EU zu immigrieren. 
Die Schaffung weiterer legaler Migrations-
möglichkeiten wird von der EU abgelehnt. 
Dabei kritisiert sie sogar selbst die bisher 
nur zähe Umsetzung der Blauen Karte. Der 
Konzentration auf Hochqualifizierte setzt 
die Afrikanische Union ihre Sorge entge-
gen, dass dies zum sogenannten brain drain 
beiträgt: dass also nur die am besten ausge-
bildeten Arbeitnehmerinnen und -nehmer, 
die dringend in ihren Herkunftsländern be-
nötigt werden, abgeworben werden. Sie kri-
tisiert auch, dass mit kaum legalen Migrati-
onsmöglichkeiten irreguläre Migration und 
das Geschäft der Schmuggler befeuert wird. 
Im Abschlussdokument des Valletta-Gipfels 
steht die Ausweitung der legalen Migration 
und Mobilität zwar an zweiter Stelle, die Liste 
der vorgeschlagenen Maßnahmen allerdings 
fällt mager aus. Lediglich das Versprechen, 
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Partnerschaft auf tönernen Füßen

die Anzahl der über ERASMUS+ geförderten 
afrikanischen Studenten und Akademike-
rinnen im Vergleich zu 2014 zu verdoppeln, 
fordert klare Schritte vonseiten der EU. Es 
bleibt aber weit hinter der von afrikanischer 
Seite geforderten Erweiterung legaler Migra-
tionswege zurück.

Jenseits der großen Politik: Was 
die Kontroverse verschweigt

Trotz dieser offensichtlich divergierenden 
Problemwahrnehmungen und Interessen 
bleibt die offizielle Debatte über die rich-
tige Antwort auf Flucht und Migration den-
noch eingeschränkt – sowohl hinsichtlich 
der Frage, was und wie diskutiert wird, als 
auch in Bezug darauf, wer mit wem disku-
tiert. In Stellungnahmen afrikanischer zivil-
gesellschaftlicher Akteure, Diasporaorgani-
sationen und Medien wurde mit Kritik am 
Gipfel von Valletta sowie an den Positionen 
beider Organisationen nicht gespart. Drei 
solcher „blinder Flecken” sollen hier ab-
schließend herausgestellt werden.

Erstens wird deutlich, dass für beide Orga-
nisationen Flucht und Migration ein kon-
junkturelles Thema ist, das nur in Reaktion 
auf besondere Umstände auf die große Po-
litikbühne kommt. Für die EU waren diese 
Umstände die jüngst gestiegenen Zahlen von 
Geflüchteten und von Opfern im Mittelmeer 
und die Einsicht, dass nicht alle ihrer Mit-
gliedsstaaten der gleichen gemeinsamen Ein-
wanderungs- und Asylpolitik folgten. Für die 
AU hingegen ist die Partnerschaft mit der EU 
ein treibender externer Faktor dafür, Flucht 
und Migration überhaupt zu einem eigen-
ständigen Thema zu machen. Der Großteil 
der politischen Initiativen, Deklarationen 
und Aktionspläne der AU ist bisher entweder 
mit oder als Reaktion auf die EU entstanden. 
Davon gänzlich unabhängige Initiativen gibt 
es bisher kaum.

Dabei geht vor allem die Mehrdimensiona-
lität des Phänomens verloren, was dazu führt, 
dass diskutierte Lösungen ähnlich eindimen-
sional bleiben. Verschiedene zivilgesellschaft-
liche Organisationen haben wiederholt kriti-
siert, dass gerade im Zuge der jüngsten Krise 
die EU-Politik von einem auf Kontrolle und 
Abschottung ausgerichteten Ansatz domi-
niert bleibt. Das Gipfeltreffen von Valletta 
und die im Rahmen des EU Emergency Trust 
Fund zunächst finanzierten Projekte bestä-

tigen diese Beobachtung. Erste Studien zei-
gen, dass die geförderten Projekte vor allem 
europäischen Sicherheitsinteressen folgen 
und dabei grundlegende Prinzipien der Ent-
wicklungszusammenarbeit unterlaufen wie 
lokale ownership und die Nutzung lokalen 
Wissens.15 Mit diesem Ansatz werden nicht 
nur inner-afrikanische Flucht- und Migrati-
onsbewegungen zu weniger wichtigen Phä-
nomenen degradiert. Vielmehr wird durch 
die Konzentration auf vermeintlich kurzfri-
stige Lösungen – wie dem Aufbau von Grenz-
kontrollen oder erleichterte Rückführungen 
– ignoriert, dass diese ebenfalls langfristige 
Folgen haben und damit unter Umständen 
gerade einer langfristigen Verbesserung jener 
ökonomischen und politischen Verhältnisse, 
die Menschen in die Flucht treiben, im Wege 
stehen können. 

Aber auch die AU verfolgt mit ihrer Politik 
einen eindimensionalen Weg. Denn auch sie 
konzentriert sich – auf der Suche nach einem 
Gegennarrativ zur EU – besonders darauf, 
Flucht und Migration als Entwicklungsfaktor 
zu interpretieren. Dabei hat sie einerseits den 
weit größeren Fokus auf Migration gelegt, 
anstatt auf Flucht und Vertreibung. Ande-
rerseits birgt dieser Fokus die Gefahr, Flucht- 
und Migrationsbewegungen zu ökonomi-
sieren, Migrantinnen und Migranten also 
lediglich hinsichtlich ihres ökonomischen 
Wertes für die sie aufnehmenden oder ent-
sendenden Gesellschaften zu betrachten. 
Zwar sind die ökonomischen Potenziale von 
Migration nicht von der Hand zu weisen, 
eine Konzentration darauf reduziert aber 
nicht nur das Phänomen insgesamt, sondern 
auch die konkrete Situation der Betroffenen 
selbst: nicht alle Geflüchteten und Migran-

tinnen mögen das Potenzial haben, die Ent-
wicklung ihres Herkunftslandes zu fördern. 
Und dennoch haben auch sie ein internati-
onal verbrieftes Recht auf Schutz, für dessen 
Sicherung auch die AU Verantwortung trägt. 
Gerade ein solcher, an den Erfahrungen und 
Rechten der Betroffenen ausgerichteter An-
satz wird von beiden Seiten vernachlässigt.

Beide Organisationen haben es damit ge-
schafft, Flucht und Migration zu einem 
handhabbaren Problem in ihrem Sinne zu 
definieren, selbst wenn sie dabei unterschied-
liche Schwerpunkte und Problemverständ-
nisse an den Tag legen.

Zweitens fällt auf, dass an der Suche nach 
adäquaten politischen Antworten auf Flucht 
und Migration vor allem politische Eliten 
und Diplomaten beteiligt sind. Weder die 
Betroffenen selbst noch zivilgesellschaft-
liche Akteure nehmen daran teil. Nach den 
Zielen der EU-Afrika-Partnerschaft sollen 
zivilgesellschaftliche Akteure in die Ausge-
staltung und Umsetzung der Kooperations-
vereinbarungen eingebunden werden. Doch 
praktisch ist dies oft nur auf dem Papier der 
Fall. Auch auf das Gipfeltreffen in Valletta 
im November 2015 hatte die EU zunächst 
keine zivilgesellschaftlichen Akteure einge-
laden. Lediglich nach Protest wurden drei 
Vertreterinnen als Beobachter zugelassen. 
Betroffene selbst hatten keinen Zugang. Die-
se Exklusivität trifft auch auf die Debatten 
innerhalb der AU zu. Obwohl auch sie das 
Ziel hat, Zivilgesellschaft, afrikanische Öf-
fentlichkeit und die in diesem Fall besonders 
wichtige afrikanische Diaspora in ihre Politik 
einzubeziehen, finden Treffen meist exklusiv 
in diplomatischen Kreisen statt. So waren an 
der Ausarbeitung eines AU-Aktionsplanes 

400.000 Menschen leben in 
Dadaab, Kenia, dem größten 
Flüchtlingslager der Welt. Die 
meisten sind Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus dem benach-
barten Somalia. Aus Angst 
vor Terror will die kenia-
nische Regierung das Lager 
auflösen, was eine humani-
täre Katastrophe nach sich 
ziehen würde.

Foto: picture alliance/abaca
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zur Umsetzung der Deklaration von Valletta 
zwar auch nichtstaatliche Organisationen be-
teiligt, darunter aber mehr internationale als 
afrikanische. Auch die eigenen Institutionen 
werden nur unzureichend in die Debatte mit 
einbezogen. Zum Beispiel gibt es in der Afri-
kanischen Kommission für Menschenrechte 
und Rechte der Völker seit 2004 eine Son-
derberichterstatterin für Flüchtlinge, Asylsu-
chende, Migranten und intern Vertriebene. 
Ihr Mandat ist es unter anderem, die AU und 
ihre Mitgliedsstaaten bei der Ausformulie-
rung und Umsetzung ihrer Politik in diesem 
Bereich zu unterstützen. Dazu unternimmt 
sie Missionen in afrikanische Staaten, arbei-
tet eng mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen zusammen und berichtet regelmäßig 
gegenüber der Kommission. Nicht nur im 
Sinne einer stärkeren Kohärenz innerhalb 
der Afrikanischen Union sollte ihr Wissen 
in die Debatte einfließen, sondern auch weil 
ihr Mandat explizit an den Rechten der Be-
troffenen selbst ausgerichtet ist.

Drittens wird deutlich, dass die Frage nach 
der Verantwortung von keiner der beiden Sei-
ten konsequent gestellt wird. Damit wird die 
Debatte weitestgehend entpolitisiert. Verant-
wortung bedeutet hier nicht finanzielle oder 
politische Verantwortung für die Lösung, 
sondern Verantwortung im Sinne von Ver-
ursachung. Zwar betonen beide Seiten immer 
wieder die Wichtigkeit der Bekämpfung von 
Fluchtursachen – welche diese genau sind 
und in welchen kausalen Zusammenhängen 
sie stehen, bleibt dabei aber meist ungeklärt. 
So vermeidet es die EU auf der einen Seite 
etwa die Folgen europäischer Agrar-, Fische-
rei-, und Handelspolitik als Teilursachen öko-
nomischer Missstände auf dem afrikanischen 
Kontinent anzuerkennen. Auf der anderen 
Seite verhindert der Fokus der AU auf ent-
wicklungsfördernde Arbeitsmigration eine 
explizite Kritik der politischen Verhältnisse, 
mangelnden Teilhabemöglichkeiten, Kor-
ruption und Menschenrechtsverletzungen 
in manchen ihrer Mitgliedsstaaten. So er-
klärte etwa der AU-Kommissar für Soziale 
Angelegenheiten, Sidiki Kaloko, im Rahmen 
des AU-Gipfels 2016 in Kigali, dass schlech-
te Regierungsführung, Kriege und politische 
Instabilität nur ein kleiner Antrieb für Migra-
tion seien. Viel wichtiger sei die ökonomische 
Situation. Sie zu verbessern sei die wirkliche 
Aufgabe: „You can have political problems 
here, but if you are economically sound, then 
the cause for the main problem is covered.“ 16

Fazit

Die Suche nach der richtigen Antwort auf 
Flucht und Migration ist hoch politisch. Das 
zeigte sich in jüngster Zeit nicht nur innerhalb 
vieler europäischer Gesellschaften. Auch das 
europäisch-afrikanische Verhältnis ist stark 
von widerstreitenden Antworten auf diese 
Herausforderungen geprägt; wenn nicht so-
gar tief gespalten. Für die EU ist es Zeit, die-
se divergierenden Interessen und Problem-
wahrnehmungen anzuerkennen, denn das 
fördert Vertrauen und die Bereitschaft zur 
Kooperation. Nur so kann wirkliche Part-
nerschaft entstehen. Kurzfristig gedachte 
und einseitig diktierte Lösungen werden das 
nicht erreichen. Im Gegenteil: Sie gefährden 
die Kooperationsbereitschaft afrikanischer 
Regierungen und unterminieren das Ziel der 
EU, langfristig effektive und mit den Werten 
der EU zu vereinbarende Lösungen zu fin-
den. Das verlangt von der EU nicht nur afri-
kanische Problemwahrnehmungen ernst zu 
nehmen. Es verlangt auch Respekt vor afri-
kanischen Institutionen, allen voran der AU, 
deren Rolle als Koordinatorin afrikanischer 
Interessen die EU stärken sollten anstatt sie 
zu untergraben.

Doch dafür braucht es auch klarere Po-
sitionierungen beider Seiten, vor allem auf 
afrikanischer. Um den Monolog der EU in 
einen Dialog umzuwandeln, muss die AU 
eine eigene Politik formulieren. Trotz jüngs-
ter Bemühungen hat sie Flucht und Migra-
tion bisher nicht proaktiv zu einer eigenen 
Priorität gemacht. Gäbe es tatsächlich einen 
afrikanischen Gipfel zu Flucht und Migration 
– wie etwa das zivilgesellschaftliche Netzwerk 
MADE (Migration and Development Civil So-
ciety Network) seit Längerem fordert – müsste 
auch die AU deutlicher Position einnehmen. 
Bestehende Instrumente wie etwa die Sonder-
berichterstatterin der Afrikanischen Kom-
mission für Menschenrechte und Rechte der 
Völker sollten dafür stärker genutzt werden. 
Eine solche Position müsste über den bishe-
rigen Fokus auf entwicklungsfördernde Mi-
gration hinausgehen und Flucht vor Gewalt 
und Perspektivlosigkeit ebenso in den Blick 
nehmen. Sie müsste den Schutz der interna-
tional verbrieften Rechte von Geflüchteten 
und Migrantinnen ins Zentrum stellen und 
Missstände klar benennen. Dazu zählen die 
Kritik an den eigenen Mitgliedsstaaten und 
die Benennung von Ursachen ebenso wie 
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wachsende Xenophobie und Probleme bei 
der Integration von Migrantinnen und Ge-
flüchteten, die auch viele afrikanische Ge-
sellschaften vor große Herausforderungen 
stellen. Eine solche klarere Positionierung der 
AU würde nicht zuletzt auch afrikanische Öf-
fentlichkeiten ansprechen und somit den Er-
fahrungen und Ideen von Betroffenen selbst 
mehr Gehör verschaffen.

Im jüngst vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) veröffentlichten Strategie-
papier zur Afrikapolitik verpflichtet sich die 
deutsche Bundesregierung, die AU durch ei-
nen speziellen Beratungsfonds dabei zu un-
terstützen, ihr Mandat im Bereich Migration 
und Flucht wahrzunehmen.17 Diese Initiative 
ist begrüßenswert und sollte konsequent um-
gesetzt werden, sofern der Fonds tatsächlich 
dazu genutzt wird, eine eigene Positionie-
rung der AU zu stärken. Die Bundesregie-
rung sollte dabei aber auch darauf achten, 
dass ihre eigene Politik innerhalb der Euro-
päischen Union das Ziel, die AU zu stärken, 
nicht gleichzeitig wieder unterläuft.

Doch klarere Positionierungen alleine rei-
chen nicht aus. Wir haben in diesem Stand-
punkt die Komplexität von Flucht- und 
Migrationsbewegungen in und aus Afrika 
aufgezeigt. Sie fordert die verschiedenen 
Akteure – Regierungen von Transit-, Her-
kunfts- oder Empfängerländer, reiche und 
arme Staaten, Migrantinnen, Geflüchtete 
und aufnehmende Gesellschaften – auf sehr 
unterschiedliche Weise heraus. Dieser Kom-
plexität gerecht zu werden, verlangt nach 
mehr als sporadischen Gipfeltreffen und 
Aktionsplänen, wenn es brennt. Vielmehr 

braucht es einen permanenten und breiteren 
Austausch über aktuelle und zukünftige He-
rausforderungen sowie mögliche Lösungen, 
die auch kontroverse Themen nicht ausspa-
ren. In der Vergangenheit waren Gipfeltref-
fen zwischen EU und AU selten Orte, an de-
nen widerstreitenden Positionen tatsächlich 
ausgehandelt wurden und neue Ideen ent-
standen. Dafür wird es in Zukunft mehr und 
diversere Stimmen brauchen, vor allem von 
Zivilgesellschaften und Betroffenen. Weder 
alleine, noch gemeinsam sind EU und AU 
bisher ihrem Anspruch, afrikanisch-europä-
ische Herausforderungen inklusiv und unter 
Beteiligung der Zivilgesellschaft anzugehen, 
gerecht geworden. Dies ist ganz besonders 
dort auffallend, wo, wie im Fall von Flucht 
und Migration, viel über aber so gut wie nie 
mit Betroffenen gesprochen wird. Ihre viel-
fältigen Gründe und Erfahrungen auf der 
Suche nach Antworten auf die aktuellen 
Herausforderungen ernst zu nehmen, wäre 

ein großer Schritt hin zu einer Politik, die an 
den Menschen orientiert ist, ihre Rechte zum 
Ausgangspunkt nimmt und damit tatsäch-
lich ein gemeinsamer Gewinn sein könnte.
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